Gefe- Sammlung 
für Die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 109. 


(Nr. 6882.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Bielefeld im Betrage von 200,000 Thalern. Vom 12. Auguſt 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


atheilen, nachdem der Magiſtrat und die Stadverordneten⸗Verſammlung zu 
Bielefeld darauf angetragen haben, zum Zweck der Beſtreitung der Koſten mehrerer 
gemeinnütziger Bauten ihnen zur Aufnahme eines Darlehns von 200,000 Thalern, 
eſchrieben zweihundert Tauſend Thalern, gegen Ausſtellung auf den Inhaber 
lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen Unſere landesherrliche 
Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde 
ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obli⸗ 
gationen unter nachſtehenden Bedingungen. = 


95 1 


. Es werden ausgegeben Eintauſend Obligationen, jede zu zweihundert Thalern, 
ausmachend überhaupt zweihunderttauſend Thaler, welche nach Bedürfniß in Raten 
nach und nach ausgegeben werden, die Verausgabung der einzelnen Serien erfolgt 
m Gemäßheit eines beſonderen Beſchluſſes der Stadtbehörden mit Genehmigung 
Anſerer Regierung zu Minden. 

Die Obligationen werden mit fünf vom Hundert jährlich verzinſt und die 
Arunſen in halbjährlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, von der 
ſtädtiſchen Gemeindekaſſe in Bielefeld gegen Rückgabe der ausgefertigten Zinskupons 
bezahlt. Zur Tilgung der Schuld wird jährlich Ein und ein halbes Prozent von 
dem Kapitalbetrage der Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöſten Obligationen 
berwendet. Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit 
Genehmigung Unſerer Regierung zu Minden zu verſtärken und dadurch die Ab⸗ 
kragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern der Obligationen ſteht kein 
Kündigungsrecht gegen die Stadtgemeinde zu. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. Oktober 1867. 


es 


$. 2. 
Zur Leitung der Gefchäfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Tilgun 
der auszugebenden Obligationen betreffen, i 


wird eine 
Kommiſſion gewählt, welche für die treue Befolgung der gegenwärtigen Beſtim⸗ 
mungen verantwortlich iſt und zu dem Ende von Unſerer Regierung zu Minden 


beſondere Schuldentilgungs⸗ 


5 


18 


an 


in Eid und Pflicht genommen wird. Dieſelbe joll aus drei Mitgliedern beſtehen, F 


von denen Eins aus dem Magiſtrate, Eins aus der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
und Eins aus der Bürgerſchaft zu wählen iſt. Das erſtgedachte Mitglied wit 


vom Bürgermeiſter, die beiden anderen Mitglieder werden von der Stadtverord⸗ 


neten⸗Verſammlung gewählt. 


§.ä 3. 


legiums beizufügen. 
= $. 4. 


jeder zu fünf Thalern, in den darin beſtimmten halbjährigen Terminen zahlbar 


$. 5. 

Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Belt 
derſelben an den Vorzeiger durch die ſtädtiſche Gemeindekaſſe gezahlt. Auch werde 
die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an dieſe Kaſſe, namentlich bei En 
richtung von Kommunalſteuern, in Zahlung angenommen. 


F. 6. d 
Die Zinskupons werden ungültig und werthlos, wenn ſie nicht binne 
vier Jahren nach Ablauf des Jahres der Fälligkeit zur Zahlung präſentirt werden 
die dafür ausgeſetzten Fonds verfallen zum Vortheil der Kämmereikaſſe } 
Bielefeld zu gemeinnützigen Zwecken. 


125 


1 


2 


5 
a 
x 


Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern und zwar jede Obli⸗ 
gation zu zweihundert Thalern, von Eintauſend und Eins bis inkl. zweitauſend 
5 nach dem angehängten Schema ausgeſtellt, von dem Bürgermeiſter und den 1 

. Mitgliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von dem Ren- 
danten der Gemeindekaſſe kontraſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privi- F 


Den Obligationen werden für die nächſten fünf Jahre zehn Zinskupons⸗ 


9. 


Die Nummern der nach F. 1. zu tilgenden Obligationen werden jährlich 


duch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine 
öffentlich bekannt gemacht, und zwar durch das Bielefelder Wochenblatt, durch 
das Amtsblatt Unferer Regierung zu Minden und durch die Cölniſche Zeitung. 


| $. 8. 
Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters durch die 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem 14 Tage vorher durch die im 95 15 
bezeichneten Blätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem 
dem Publikum der Zutritt geftattet iſt. - 
5 Ueber die Verlooſung wird ein von dem Bürgermeiſter und den Mitgliedern 
der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. . 


H. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an den dazu be⸗ 


ſtimmten Tagen nach dem Nominalwperthe durch die ſtädtiſche Gemeindekaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage 
hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. 
Mit letzteren ſind fuß eich die ausgereichten, nach deren Zahlungsterminen 
fälligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, fo wird der Betrag der feh⸗ 
lenden 1 von dem Kapital gekürzt und zur Einlöſung dieſer Kupons 
verwendet. a N 


$. 10. 


. 5 Die Kapitalbeträge derjenigen ausgelooften Obligationen, welche nicht 
binnen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einlöſung wende ſollen 
der 9 der ſtädtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies Depoſitum überwieſen 
werden. 


Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kontraſignirte Anweiſung des Bürgermeiſters zu 
#2 beftimmungsmäßiger Verwendung an den Rendanten der Gemeindekaſſe verabreicht 
werden. Die deponirten Kapitalbeträge find den Inhabern jener Obligationen 
llüngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligationen bei der Gemeindekaſſe 
durch dieſe auszuzahlen. 


§. 11. d 


Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbeträge dürfen nur auf eine von der 


a 


nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt een werden und die dafü 
deponirten Kapitalbeträge der Kämmereikaſſe zur Verwendung zu gemeinnützige 
Zbwecken anheimfallen. 


§. 12. 


Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Bielefeld 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften, und kann die 
Stadt, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten Zeit 
gehe werden, auf Zahlung derſelben durch die Gläubiger gerichtlich verklagt 
werden. 1 


9. 13. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zinskupons FF 
finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug habenden 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen Aufgebots und Amorti⸗ F 
ſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit nachftehenden FF 
näheren Beſtimmungen Anwendung: 2 


a) dieim$. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtädti 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle d 
nigen Geſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefüh 
Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügung de 
a findet jedoch der Rekurs an Unſere Regierung in Minde 
ſtatt; 0 

b) das im F. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſere 
Kreisgerichte in Bielefeld; l ns 

e) die in den SS. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen folk 
durch die unter $. 7. dieſes Privilegiums angeführten Blätter gefchehen 
Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir da 
gegenwärtige, durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
andesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem 
Königlichen u A ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten 
des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 4 
Gegeben Ems, den 12. Auguſt 1867. : 


(L. S.) Wilhelm. 
Fh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpliz. Gr. zu Eulenburg 


en provinz Weſtphalen. Vegierungsbezirk Minden. 


Obligation 
Der ed Bielefeld 
(L. S.) Thaler 200 


über 


5 Zweihundert Thaler. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhöchſte Privilegium vom... 
1 hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß In⸗ 
aber dieſer Obligation die Summe von : 
Zweihundert Thalern Kurant, 
eren Empfang fie beſcheinigen, an die Stadt Bielefeld zu fordern hat. 
die auf fünf Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen find am 1. April und 
Oktober jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefertig⸗ 
Aae oläbtigen Zinskupons gezahlt. Das Kapital wird durch Amortiſation 
getilgt werden, weshalb eine Kündigung Seitens des Gläubigers nicht zuläſſig iſt. 
0 10 090 näheren Beſtimmungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privilegium 
enthalten. a | 
Bielefeld, den „ f 
Der Burgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗ 
N. | Kommiſſion. 

f N. N. N. 

er Gemeinde-Empfaͤnger. ’ 

N. 


5 Beigefügt ſind die Kupons Ser. I. Nr. 1. bis 10. nebſt Talon, die folgen⸗ 
erien Zinskupons werden gegen Einlieferung der Talons bei der Gemeinde⸗ 
Ale verabreicht. i 5 


. (Rückſeite.) 
rivilegium wegen Aus 
ionen der Stadt Bi 


Pro⸗ 


Provinz Weſtphalen. Regierungsbezirk Minden. 
Su... 0. we 5 Thaler. 
| Zinskupon 8 
zur f 
Obligation der Stadt Bielefeld über 200 Thaler 
Inhaber empfängt am .. 
Gem ehe 1 15 


Bielefeld, den . 


Der Buͤrgermeiſter. 
(Fakſimile.) 


Der Gemeinde-Empfänger. 


Dieſer Kupon wird ungültig und werth- 
los, wenn dieſer Betrag in vier Jahren nach 
Ablauf des Jahres der Fälligkeit nicht er⸗ 
hoben iſt. a 


Provinz weſtphalen. Regierungsbezirk Minden. 
5 e e e | 
Inhaber ban gegen deſſen Rückgabe bei der Gemeindekaſſe 


10 zu der Obligation der tadt Bielefeld über Zweihundert Thaler 

ie .. Serie Zinskupons für die fünf Jahre vom bis 

ſofern dagegen bei der unterzeichneten ſtädtiſchen Schuldentilgungs⸗Kommi 

kein Widerſpruch eingeht. 3 N 3 
Bielefeld, den ..“ f 1855 


Der Bürgermeister. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗ a 
8 (Fakſimile.) s Kommiſ ſion. Ss 
Der Gemeinde⸗Empfänger. 


6883.) N Statut des Entwäſſerungsverbandes des Narpe⸗ und Kattenauerbruches in den 
Kreiſen Gumbinnen und Stallupönen. Vom 24. Auguſt 1867. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ae. 


crordnen, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz-Samml. vom 
Jahre 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


§. 1. 


Unter der Benennung: 
V eEntwäſſerungs verband des Narpe- und Kattenauer Bruches“ 
. wird eine Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet. 


5 Genoſſen des Verbandes find alle Grundbeſitzer, welche von den Anlagen 
deſſelben Vortheil haben. N 


3 Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Gumbinnen. 


$. 2. 
Der Zweck des Verbandes iſt, 


durch Regulirung der Narpe und des Regoliesbaches, ſowie durch Er⸗ 
weiterung der nach dieſen Bächen hinführenden Waſſergänge und Zie⸗ 
hung neuer Gräben, das Narpebruch, die Pusperer und Kattenauer 
Wieſen, ſowie die angrenzenden Grundſtücke trocken zu legen. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes ſind die in dem Meliorationsplane und 
enanſchlage des Waſſerbaumeiſters Kuckuck vom 3./5. April 1866. aufge⸗ 
len Anlagen auf gemeinſchaftliche Koſten der Genoſſenſchaft auszuführen und 
u unterhalten. 

Abänderungen des Planes, welche etwa im Laufe der Ausführung zweck⸗ 
me 1 erſcheinen, bedürfen der Genehmigung des Miniſters für die landwirth⸗ 

ſchaftlichen Angelegenheiten. . 


| §. 3. 
Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund⸗ 
e des Verbandes iſt ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen, 
u welches alle Veränderungen einzutragen find. 8 


5 $. 4. 
Jeder Verbandsgenoſſe hat das Recht, ſich des Waſſers von feinen Län⸗ 
en durch Zuleitung zu den Hauptentwäſſerungszügen des Verbandes zu ent⸗ 
en. Die Anlage und Unterhaltung ſolcher Juleitungsgrüben iſt zunächſt 
ache der einzelnen dabei beſonders Betheiligten. Iſt die Zuleitung 5 11 
(Nr. 6883 ) n 5 urch 


V 


durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar, ſo hat der Vo 
dieſelbe zu vermitteln und nöthigenfalls auf Koften der ſpeziell dabei Betheili 
durchzuführen, nachdem der Plan dazu und das Beitragsverhältniß dem ö 
theile eines Jeden entſprechend von den Staatsverwaltungsbehörden nach A. 
hörung der Intereſſenten feſtgeſtellt iſt. f 1 
Die Unterhaltung dieſer Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu beauf, 
ſichtigen. 1 
$. 5. 


Innerhalb des Enhwäflerungsgebietes darf das Waſſer der Abzugsgrähen F 
nur unbeſchadet des im Meliorationsplane vorgeſehenen Entwäſſerungszweckes und 
nur mit Genehmigung des Vorſtandes aufgeſtaut werden. Der letztere beſtimmt 
auch über die Höhe und Zeit der Stauung und iſt gegen deſſen Beſtimmungen 
nur die Beſchwerde an die Verwaltungsbehörden zuläſſig, deren Entſcheidung 
endgültig iſt. 1 

’ $. 6. 5 


Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Melioration 
planes erforderlich iſt, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Ein F 
räumung einer Servitut und die vorübergehende Benutzung von Grundfidn 
gegen Entſchädigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 
1811. (Geſetz-Samml. S. 352.) zu verlangen. a 3 

Die Genoſſen des Verbandes haben den erforderlichen Grund und Bod 
zur Regulirung der Entwäſſſe rungszüge unentgeltlich herzugeben, wogegen ihn 
die Benutzung der Böſchun gen verbleibt und das etwa verlaſſene Flußbett in 
halb ihrer Grenzen zufällt. „ 

Sollte aus dieſer Be ſtimmung in einzelnen Fällen wegen geringer Be 
theiligung an den Vortheilen der Melioration eine offenbare Härte hervorgehe, 
fo iſt eine billige Entſchädigung zu gewähren, worüber im Mangel der Einigung 
gleichfalls ſchiedsrichterliches Verfahren nach dem genannten Geſetze ſtattfindett 


Die beſtehenden Bu lücken auf den Entwäſſerungszügen find nach vohe“ 
gegangener Ambauung auf Koſten des Verbandes von denjenigen in norm 
mäßigem Zuſtande zu unte khalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. E 

Wenn die Brücken bei dem Umbau erheblich größer als bisher werde /F 
fo hat der Verband den Waterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung fen F 
Laſt zu entſchädigen. im 


Die durch die Centwä ſſerungszüge nothwendig werdenden neuen Br 
hat der Verband allein zu er 


$. 8. 5 

Die Genoſſen des Verihandes und das Verhältniß ihrer Beitrags, 
zur Herſtellung 15 Unte haltung der Anlagen find durch ein Kataster f. 
ſtellen, welches der Regierr igskornmiſſarius entwirft. Das Verhältniß des il, 
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eils an der Melioration bildet den Maaßſtab dabei. Einrichtungs⸗ und Unter⸗ 
altungskoſten ſolcher Anlagen, welche nur einzelnen Genoſſen Vortheile 1 
ſind nur dieſen zur Laſt zu legen, und nach Verhältniß dieſer Vortheile. 

Der Entwurf des Kataſters iſt bei den Landrathsämtern in Gumbinnen 

nd Stallupönen und extraktlich bei den Gemeindevorſtänden offen zu legen, 
auch den Gütern, welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, extraktlich mitzu⸗ 
theilen. Zugleich iſt im Amtsblatte der Regierung zu Gumbinnen und in den 
Kreisblättern der Kreiſe Gumbinnen und Stallupönen eine vierwöchentliche Friſt 
bekannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiſſarius Beſchwerde erhoben 
werden kann. 
* Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen ach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. b 
= Die Sachverſtändigen find hinſichtlich der Nivellirungen und Vermeſſun⸗ 
gen ein Geometer reſp. Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der durch die Melioration 
atſtehenden Vortheile und der darauf gegründeten Klaſſifikation drei ökonomiſche 
Sachverſtändige. a 

5 Die Sachverſtändigen ſind von der Regierung zu Gumbinnen zu ernennen. 
A Mit dem Reſultate der Unterfuchung werden die Beſchwerdeführer und der 
Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate ein⸗ 
berſtanden, fo wird das Kataſter demgemäß berichtigt, andernfalls werden die 
Akten 1 Regierung zu Gumbinnen zur Entſcheidung über die Beſchwerden 
eingereicht. 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungs⸗ 
untſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zuläſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten 
derſelben den Beſchwerdeführer. 
„Nach erfolgter e das Kataſter von der Regierung zu Gum⸗ 
binnen ausgefertigt und dem orſtande zugeſtellt. Bis zur Feſtſtellung des 
Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbinnen nach Anhörung des Vorſtandes 
über das interimiſtiſche Veitragdverhülluß, welches vorbehaltlich der Ausgleichung 
der Einziehung von Beiträgen zum Grunde zu legen iſt. 


| $.9. 

„ „Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 

N Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 
Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 

lezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der admini⸗ 

ſativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vor- 

ſünde die Einziehung und Abführung zur Kaffe des Verbandes. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 

eſtzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigent⸗ 

Verpflichteten. 0 

ahrhang 1867. (Nr. 6883.) n 224 $. 10, 
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$. 10. 


An den vom Verbande zu unterhaltenden Hauptentwäſſerungszügen müſſe 
drei Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert und mit dem 
Weidevieh verſchont bleiben. i 129 

Auch Bäume und Hecken dürfen auf dieſer Fläche nicht geduldet werden. 
Bei der Räumung müſſen die Eigenthümer der angrenzenden Grundſtücke 
den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, aufnehmen und binnen 
vier Wochen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Erndte 
geſchieht, binnen vier Wochen nach der Erndte — bis auf Eine Ruthe Entfer⸗ 
nung von dem Rande der Böſchung wegſchaffen. * 
Aus beſonderen Gründen kann der Direktor dieſe Friſt abändern. * 
Ausnahmen von der Beſtimmung dieſes Paragraphen können in einzelnen 
Fällen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
werden. s — 
F. 11. 


Der Verband ſteht unter der Aufficht der Regierung zu Gumbinnen als 
Landespolizeibehörde und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirh⸗ 


ſchaftlichen Angelegenheiten. f 
Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Status 
beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten und die etwaigen Schulden 


Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht 
geſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung nöthigenfalls exe ivi l 
Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jeder 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Gef 
für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 
über die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen 
Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder 0 


5. 12. 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nah 
dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushaltsett = 
zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung nach Au, 
hörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken 
oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Einziehung del F 
erforderlichen Beiträge. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb F 
zehn Tagen die Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angel- 
genheiten zu. ee: 

$. 13. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Bun 


bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden, und 
etwaige Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


9. 14. i 


N Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand geleitet, 
welcher aus einem Direktor und drei Mitgliedern beſteht. Der Direktor und 
ſein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gumbinnen ernannt. 


Die drei Mitglieder werden dagegen ernannt reſp. gewählt: 
1) von dem Königlichen Domainen- und Forſtfiskus Ein Mitglied, 


2) von den zum Verbande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtändiger Güter Ein 
Mitglied, 


3) von den Dorfgemeinden und allen übrigen Grundbeſitzern Ein Mitglied. 
Für jedes Mitglied iſt auch ein Stellvertreter zu erwählen. 


3 Das Mitglied ad 2. und deſſen Stellvertreter werden von den zum Ver⸗ 
bande gehörigen ſelbſtſtändigen Gütern reſp. von ihren Bevollmächtigten und 
gbeſetzlichen Vertretern, das Mitglied ad 3. und deſſen Stellvertreter von den 
Vorſtehern ſämmtlicher Gemeinden, zu welchen die übrigen bei dem Verbande 
hetheiligten Grundbeſitzer gehören, durch abſolute Stimmenmehrheit a 
Dabei wird die Stimme jedes wählenden Vorſtehers gezählt nach der Morgen⸗ 


zahl, welche er vertritt. Sobald das Kataſter feſtgeſtellt iſt, erfolgt die Zählung 


der Stimmen bei den Wahlen nach der Normal-Morgenzahl, welche der Wähler 
bertritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Die Wahl gilt für ſechs 
Jahre. Der Ausſcheidende kann wieder gewählt werden. 

Die Regierung zu Gumbinnen ernennt die Wahlkommiſſarien. Die Prü⸗ 
fung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. Im Uebrigen finden bei dem 
Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung zur Annahme der Wahl die 
Veorſchriften über Gemeindewahlen Anwendung. 0 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen des 

Mitgliedes ſeine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe wäh⸗ 
rend der Wahlzeit ſtirbt, oder feinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


$. 15. 


— 


ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen ſind, insbeſondere 

a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanſchläge, 

b) über den Jahresetat und über die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahres⸗ 
rechnungen, 

e) über etwaige Anleihen, 


N, x “= ER 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen, 
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A) über Verträge ($. 23.), 


e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtücke oder des fon- 
ſtigen Vermögens des Verbandes, 


f) über die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten, 
g) über die Geſchäftsanweiſungen, i 
h) über die Reviſion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 


In der Regel werden die Beſchlüſſe vom Plenum des Vorſtandes gefaßt. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchlüſſe 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. i 0 

Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vorſitzende für geſetzwidrig oder 
dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe zu beanſtanden und die En 
ſcheidung der Regierung einzuholen. . 


$. 16. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen, 
b) zu Anleihen, 8 
e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


17, 


Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens Einmal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung 
wird vom Vorſtande ein- für allemal feſtgeſetzt. 8 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ber 


handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie 4 


Tage vorher ſtattfinden. 
F. 18. 
Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 5 
Jedes Mitglied hat gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit ent 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem Vorſizenden wenig 1 
ſtens zwei Mitglieder anweſend find. Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der 


Vorſtand, zum dritten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand zu- 


ſammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl erſchienen iſt. Bei dez 
zweiten und dritten Berufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewi ? 
ſen werden. | 

$. 19. 


An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf 1 
: je 


Dr 


nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Hülfe der Stellvertreter 
‚eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Vorſitzende, 
oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die Regierung 
für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und nöthigenfalls einen 
beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. ö 


$. 20. 

3 1 125 vom Vorſtande gefaßten Beſchlüſſe find für den Verband rechts- 
verbindlich. f 

Sie ſind nebſt den Namen der anweſend geweſenen Mitglieder in ein be⸗ 


* ſonderes Buch einzutragen und werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens 
dei Mitgliedern unterfchrieben. 


Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und handhabt 
die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſich⸗ 
enden Anlagen. b 

„In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor durch ein anderes Mitglied des 
Vorſtandes vertreten laſſen. Jedes Mitglied des letzteren iſt verbunden, Aufträge 
des Vorſitzenden zu übernehmen. 
Der Vorſitzende hat insbeſondere: 


a) den Vorſtand nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Verträ⸗ 
gen und Schuldurkunden iſt eine nach $. 20. zu vollziehende Urkunde 
oder Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſ. jedoch $. 23.) ; 


b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen- und Rech⸗ 
nungsweſen zu überwachen; 

e) die Sozietätsbeiträge nach dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtandes 
auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; \ 


ch die Unterbeamten zu beauffichtigen und die Ausführung der Bauten an⸗ 
zuordnen und zu leiten. 


n 


5 


m = 


| . 22. | 
Alljährlich im Frühjahr — vor der ordentlichen Jahresverſammlung des 
A andes — findet a der Anlagen des Verbandes ſtatt. Die⸗ 


b, 
lerſchiedenen Diſtrikte beſtimmt werden. f 8 
Ueber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſion iſt ein Pro⸗ 
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Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht / damit jeder Betheili 
felben beiwohnen kann. So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weil 
September eine Nachſchau abgehalten werden. 


§. 23. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schauen, in dringenden Fällen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen, und holt in zweifelhaften Fällen — oder wenn er mit den Miturthel 
lern nicht übereinſtimmt — den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob die Au 
führung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch durch ein 
Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch Entrepriſe zu 
geſchehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, unbeſchadet deren 
in dringenden Fällen der Direktor nach eigenem Ermeſſen verfährt. g 

Zu Entrepriſe⸗Kontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direkt 
einer Vollmacht nicht. 

Was die Schau für die vom Verbande nur zu beaufſichtigenden n 
betrifft, fo ift das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den 
theiligten darnach vom Direktor Anweiſung zu ertheilen und die Befolgu 
nöthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihnen zu erzwing 


$. 24. 


Zur ſpeziellen Beauffichtigung der Anlagen und zur Ausführung der di 
Unterhaltung der eg d betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eid 
zu verpflichten. 5 

Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen bis 

öhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalls ihnen auch die Ml 
uͤbung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. x 


. $. 25. 


Der Direktor ift befugt, wegen der die Anlagen betreffenden pale 
Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen 
fängniß vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852, Die vol 
5 allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſtellten Geldſtrafen fließen zur Se 
zietätskaſſe. 5 4 


. 26. 8 


Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes rütkſchlih 
ihrer normalmäßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachverſtändigen 
ſo oft es erforderlich, zu revidiren. Bei neuen Anlagen und größeren Une 
haltungsarbeiten hat der Direktor durch einen ſolchen Bauſachverſtändige N 


Anſchlag vorher fertigen und die Ausführung inſpiziren und abnehmen zu 
5 . 5 H. 


= 2. | | 
Zar Führung der Kaſſengeſchäfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
es Vorſtandes verpflichtet wird. 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrechnung pro 
Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher die⸗ 

be durch einen Rechnungsverſtändigen und außerdem ſelbſt und durch ein vom 
1 alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung un⸗ 
terwirft. 

5 Behufs Vorlegung in der ordentlichen Jahresverſammlung des Vorſtan⸗ 

des und vierzehn Tage vor derſelben ſind Etat und Rechnung im Büreau des 

 Dorfigenden zur Einſicht jedes Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 

$. 28. 

. Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehrenpoſten. 
Für die Schauen erhalten dieſelben eine Fuhrkoſtenentſchädigung von zwei 

Thalern pro Tag und Perſon. 

N Dem Direktor iſt außerdem eine Entſchädigung für Büreauaufwand zu 

1 welche die Regierung zu Gumbinnen auf Anhören des Vorſtandes 


ſſſezt. 


— 5 
— .. 
. 


$. 29. 


Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs⸗ 
kommiſſarius — welcher während des Baues als Direktor des Verbandes fun⸗ 
girt — mit Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. Der Vorſtand und bis 
qu deſſen Konſtituirung der gewählte interimiſtiſche Geſellſchaftsvorſtand unter⸗ 
fügen ihn dabei und nehmen die Rechte des Verbandes wahr. Auch der interi⸗ 
miſtiſche Vorſtand iſt berechtigt, Grundſtücke für den Verband zu erwerben, An⸗ 
bilhen für denſelben zu kontrahiren, ſowie alle ſonſtigen Rechtsgeſchäfte Namens 
des Verbandes auszuführen und denſelben rechtsverbindlich zu verpflichten. 

. Fur die laufenden Geſchäfte bei der Bauzeit iſt vom Vorſtande ein Aus⸗ 
N ſchuß zu wählen und mit Vollmacht zu verfehen. 5 
. Ein Beamter der Bezirksregierung revidirt die Ausführung der Bauten. 


1 


5 Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs⸗ 
bommiſſarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. 

N Streitigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung 
u Gumbinnen, in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. 
Die Baurechnung wird nach Anhören des Vorſtandes demnächſt von der 
Regierung dechargirt. 

Gr. 6883) 5 Die 


Abtauen des weben Statuts können nur unter lardesheulth 
Genehmigung erfolgen. 


8 Urkundlich unter Unferer SHöchteigenhändigen Unterchrift und beigedrukt 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben e Bebelsg, den 24. Auguſt 1867. 
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